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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Festlegung der Grund- 
regeln für die Gewährung der Beihilfe für Flachs und Hanf. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Januar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schaftS' und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck; Bucbdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung der Beihilfe 

für Flachs und Hanf 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf^), insbeson- 
dere auf Artikel 4 Absatz 4, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 sieht 
die Gewährung einer Beihilfe für in der Gemein- 
schaft erzeugten Flachs und Hanf vor. Die im glei- 
chen Artikel genannten Grundregeln für die Anwen- 
dung sind zu erlassen. 

Aus administrativen Gründen ist es notwendig, 
die Gewährung dieser Beihilfe in jedem Mitglied- 
staat auf die Erzeugnisse zu beschränken, die in 
seinem Hoheitsgebiet geerntet werden. 

Um sicherzustellen, daß diese Beihilferegelung ein- 
wandfrei funktioniert, ist die Beihilfe dem Erzeuger 
zu gewähren. Bei für die Faserproduktion bestimm- 
tem Flachs beteiligt sich jedoch der Käufer an dieser 
Produktion, und in diesem Fall ist ihm daher ein Teil 
der Beihilfe zu gewähren. 

Für das einwandfreie Funktionieren dieser Bei- 
hilferegelung ist eine Kontrolleinrichtung erforder- 
lich, die die Sicherheit dafür bietet, daß die Beihilfe 
nur für die Erzeugnisse gewährt wird, für die sie 
vorgesehen ist. 

Zur Durchführung dieser Kontrolle ist insbeson- 
dere ein System von Anbauerklärungen erforderlich. 

Um die Anwendung der Beihilferegelung in dem 
Fall zu vereinfachen, in dem der Käufer einer der 
Begünstigten der Beihilfe ist, ist die Einführung 
einer Produktionsbescheinigung vorzusehen. 

Um die einheitliche Anwendung dieser Regelung 
sicherzustellen, sind die Modalitäten für die Berech- 
nung der zu zahlenden Beihilfe festzulegen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom Vermarktungsjahr 1971/1972 ab wird die in 
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 ge- 
nannte Beihilfe für in der Gemeinschaft erzeugten 
Flachs und Hanf unter den in den nachstehenden 
Artikeln festgelegten Bedingungen gewährt. 

Artikel 2 

1. Jeder Mitgliedstaat gewährt die Beihilfe nur für 
auf seinem Hoheitsgebiet erzeugten Flachs und Hanf. 


2. Diese Beihilfe wird auf Antrag der Interessenten 
in einer Weise gewährt, daß die Gleichheit der Be- 
handlung der Begünstigten unabhängig davon ge- 
sichert ist, wo sie in der Gemeinschaft ansässig sind. 

Artikel 3 

1. Für den hauptsächlich zur Saatenproduktion be- 
stimmten Flachs und für den Hanf wird die Beihilfe 
nur dem Erzeuger gewährt. 

2. Für den hauptsächlich zur Faserproduktion be- 
stimmten Flachs wird die eine Hälfte der Beihilfe 
dem Erzeuger und die andere Hälfte den Käufern 
gewährt. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten führen eine administrative 
Kontrolle ein, die garantiert, daß das Erzeugnis, für 
das die Beihilfe beantragt worden ist, die für die 
Beihilfegewährung erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllt. 

2. Für diese Kontrolle führen die Mitgliedstaaten 
ein System von Anbauerklärungen ein. 

Artikel 5 

Jeder Flachs- oder Hanferzeuger reicht alljährlich 
eine Anbauerklärung ein, die mindestens die An- 
gaben über die Hanf- und Flachsanbaufläche und bei 
Flachs die ausgesäten Sorten enthält. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten kontrollieren durch Stichproben 
an Ort und Stelle die Richtigkeit der Angaben in den 
Anbauerklärungen und den von den Erzeugern ein- 
gereichten Beihilfeanträgen. 

Artikel 7 

Für den in Artikel 3 Absatz 2 genannten Flachs wird 
eine Produktionsbescheinigung eingeführt, mit der 
der Nachweis für den Anspruch des Käufers auf die 
Beihilfe zu erbringen ist. 

Artikel 8 

Die Höhe der zu zahlenden Beihilfe wird aufgrund 
der Saat- und Erntefläche berechnet. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, den . . . 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 des 
Rates sieht die Gewährung einer Beihilfe für in der 
Gemeinschaft erzeugten Flachs und Hanf vor. Der 
Rat hat Grundregeln für diese Beihilfe nur für das 
Vermarktungsjahr 1970/71 erlassen (Verordnung 
[EWG] Nr. 1462/70 vom 23. Juli 1970). 


Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren der gemein- 
samen Marktorganisation für Flachs und Hanf zu 
gewährleisten, sind die die Gewährung und Kon- 
trolle der Beihilfe betreffenden Bestimmungen für 
die nächsten Wirtschaftsjahre vor der Aussaat für 
das Wirtschaftsjahr 1971/1972 zu erlassen. Diese Be- 
stimmungen wirken sich nämlich auf die Beziehun- 
gen zwischen Erzeugern und Käufern aus, und bei 
Faserflachs beginnen diese Beziehungen oft schon 
vor der Aussaat. 

2. Hinsichtlich der Gewährung der Beihilfe sagt 
Artikel 4 der erwähnten Verordnung nichts darüber 
aus, wer der Begünstigte sein soll. Es wird daran er- 
innert, daß anläßlich der Erörterungen dieses Artikels 
im Rat vereinbart wurde, daß letzten Endes der 
Erzeuger der durch die Beihilfe Begünstigte sein 
solle, wobei genügend Spielraum für spätere Durch- 
führungsbestimmungen zur Gewährung der Beihilfe 
bliebe. 


Bei Hanf und Öllein bereitet die unmittelbare Ge- 
währung der Beihilfe an den Erzeuger keine 
Schwierigkeiten. 

Bei Faserflachs bestehen dagegen sehr enge Bin- 
dungen zwischen Erzeuger und Käufer, die oft noch 
vor der Ansaat zum Abschluß von Verträgen führen, 
auf Grund deren die beiden vertragsschließenden 
Parteien die Ernte- und Marktrisiken untereinander 
aufteilen. Außerdem wurde in allen Faserflachs er- 
zeugenden Mitgliedstaaten die Beihilfe für Faser- 
flachs für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 zwischen Er- 
zeugern und Käufern aufgeteilt, so daß eine Ände- 
rung dieses Verfahrens die Beziehungen zwischen 
den Genannten beeinträchtigen könnte. 

Unter diesen Umständen sollte die Beihilfe für Faser- 
flachs weiterhin zwischen Erzeugern und Käufern 
aufgeteilt werden. 

Bei der Gewährung des Beihilfeanteils an den Käu- 
fer wurde es für nützlich gehalten, eine Produktions- 
bescheinigung einzuführen, durch die das Recht des 
Käufers auf einen Teil der Beihilfe nachgewiesen 
wird. 

3. Für die Kontrolle ist ein System von durch den 
Erzeuger einzureichenden Anbauerklärungen und 
Beihilfeanträgen vorgesehen, die stichprobenweise 
zu kontrollieren sind. 
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